
Aktenzeichen:

2 RU 248/88
___—————————_

Verkündet

am 30° Nevember 4962

I m N a'm e n d e s V o l k e 3

In Sachen

'".ooco'oooclnoovn.ooooooooooooooueoooootcoocooo

Beklagten und Revisionsklägerin,

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte,

—-—— ...—___...

hat der 2. Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 50. Iovember

4962, an der mitgewirkt haben

Senatspräsident B r a c k m a n n
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr. B a r e s e l und

Bundesrichter H u n g e r
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter F e y . und

Bundessozialriehter Dr„ Dr. H e 1 m s
als ehrenamtliche Beisit20r,

für Recht erkannt:

Die Urteile des Landessciialgerichts Baden—

Württemberg vom 47. September 1958 und des

Sozialgerichts Heilbronn vom 24. Juni 195

werden aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen.
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Die Stadt Heilbronn war seit dem Jahre 1895 mit ihrem

damals errichteten Regiebetrieb "Städtische Industrie—"

bahn in Kleinäulein" bei der Straßenbahn—Berufsgenossen—_

schaft (BG) versichert, die im Jahre 1948 mit der Privat—

bahn—BG zur BG für Straßen—, Privat— und Kleinbahnen
'

vereinigt wurde() Über diese Industriebahn hat das Landesez

sozialgerioht (LSG) folgende Feststellungen getroffen: ‘

"Der Betrieb besteht in einer 6 bis 7 km langen Gleis—

anlagc, die die Verbindung zwischen der Bundesbahn und

den anliegenden Industrien herstellto Die Unterhaltung

der Gleisanlage obliegt dem Tiefbauamt der Stadt Heil—

bronno Eigene Betriebsmittel, wie Transportwagen und
Zugmaschinen, sind nicht vorhanden° Den Zustelldienst

_versieht die Deutsche Bundesbahn, die neben den Betriebe»

mitteln auch das Zugbegleitpersonal stellto Nach Bedarf
werden Arbeitnehmer des Tiefbauamts zur Reinigung und

Unterhaltung der Gleisanlage und zur Weichenstellung

eingesetzt, dabei unterstehen sie der Aufsicht der Bun—

desbahnbediensteten° Zwischen der Bundesbahn und der
Stadt besteht ein Vertrag über Benutzung der Gleisen-

‚lage und Benutzungsgebühreno Die als Nebenansohließer

am Vertrag beteiligten Industrieunternehmen entrichten

an die Bundesbahn eigene Gebühren und Zustellungskosteno“

Im Jahre 1948 übersandte die BG dem Tiefbauamt der Stadt.

Heilbronn einen Fragebogen über Betriebsanlagen und ”.
—einrichtungen; danach stellte sie’das Betriebsverzeioh—

nis neu auf und erteilte der Stadt einen erneuerten

Mitgliedsohcin nebst Gefahrtarifeinstufung, in der das

Unternehmen als "Anschlußbahn" (Gefahrtarifstelle 6) beé'

zeichnet wurdeo Anläßlich des Entschädigungsverfahr0ns

über zwei im November 4950 eingetretene Arbeitsunfälle
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schaltete sich der-Württembergische Gemeindeunfallversicherungs—

verband (GUV) ein und machte seine Zuständigkeit geltend, Die

BG lehnte eine Überweisung der Industriebahn an den GUVabo
Hierauf bat die Stadt Heilbronn das Oberversicherungsamt (OVA)'

um Entscheidung, wer der zuständige Unfallversieherungs—(UV)—

träger seio Auf Anregung des OVA beantragte die Stadt bei der

BG die Löschung des Industriebahnbetriebs im Katastero Diesen

Antrag lehnte die BG mit einem Schreiben vom 500 Januar 1952

ab() Die Stadt Heilbronn erhob hiergegen am 190 April 1952 Be—

schwerde gemäß 5 1791 der Reichsversicherungsordnung (EVO),

die nach S 215 Abs„ 2 und.4 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

“auf das Sozialgericht (SG) Heilbronn überging° Das SG lud den

Württembergischen GUV unter Bezugnahme auf 5 75 Abs‘, 2 SGG bei

und veranstaltete eine Augenscheinseinnahmeo Durch Urteil vom

21° Juni 1956 hat das SG den Bescheid vom 500 Januar 1952 auf—

gehoben und festgestellt, daß der Betrieb der Industriebahn mit

Wirkung vom 1° Januar 1952 an dem Württembergischen GUV zuge—

‚rechnet wird: Rechtsgrundlage sei 5 668 RVOO Zwar solle der

Katasterbestand einer BG nach Möglichkeit gewahrt werden; im
Betrieb der Industriebahn habe sich sicherlich seit Jahrzehn—

ten nichts geändert, auch sei der Betrieb seinerzeit nicht etwa

irrtümlich bei der BG versichert worden() Die Belassung des Bahn—

unternehmens bei der BG sei jedoch als eine Unbilligkeit anzu—

sehen, da die Stadt hierdurch jährlich mit etwa 800,—— DM be—

lastet werde und auch eine gewisse verwaltungsteehnische Mehr—l

arbeit leisten müsseo

Auf die Berufung der Beklagten hat das LSG mit Urteil vom 170

September 1958 (vglo SozEntseh„ IV RVG @ 628 Nr„ 2 = Breitho

1959, 26, Fußnote) das Urteil des SG dahin geändert, daß die
Beklagte verurteilt wird, den Betrieb der Industriebahn mit

Wirkung vom 10 Januar 1952 an in ihrem Betriebsverzeichnis zu

löschen° Im übrigen ist die Berufung zurückgewiesen werden:
Allerdings finde das Überweisungsverfahren nach 5 668 hier
keine Anwendungo Die Klägerin habe jedoch gemäß @ 628 Abs() 1
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‘in Verbindung mit 5 624 Abso 5 BVD ihren Austritt erklä-

ren können und dies auch in ihren Anträgen erkennbar zum
Ausdruck gebracht° Die Berechtigung der Austrittserklä—
rung hänge nicht von den für eine Betriebsüberweisung

geltenden Voraussetzungen abo Die BG könne dem Austritt

nur widersprechen, wenn er gegen gesetzliche Vorschrif—
{

ten verstoßeo Dies sei hier nicht der Fall° Bei der In—_”*

dustriebahn in Kleinäulein handele es sich nicht um eine

Verkehrsunternehmung im Sinne der Nra 4 des Erlasses

des Reichsarbeitsministers (RAM) vom 160 März 1942 betro

Durchführung des Seehsten Gesetzes über Änderungen in

der UV (6o ÄndG), hier: Gemeindliehe UV (AN 1942, 201)„

_Diesem Bahnbetrieb fehle das wesentliche Merkmal eines
Verkehrsunternehmens, nämlich der Einsatz von bewegli—

chen TranSportmitteln° Neben diesem entscheidenden Merk—

mal träten andere Gesichtspunkte — wie etwa die gelegent—
liche Weichenstelltätigkeit der Arbeitnehmer des Städti—

schen Tiefbauamts — völlig in den Hintergrund° Der ge—
setzlich nirgends festgelegte Begriff des Verkehrsunter-

' nehmens deute doch jedenfalls unmißverständlich auf den
regelmäßigen oder mindestens sich unregelmäßig wieder—

holenden Einsatz von Transportfahrzeugen hino Dahinge—

stellt könne bleiben, ob der Begriff "Verkehr" darüber

-hinaus nicht etwa als "öffentlicher", einem unbegrenz—

ten Teilnehmerkreis zugänglicher Verkehr aufzufasseh

sei, wie es bei Anwendung
von Abschnitt A Ziffer XVII

Nr° 1 der Bestimmung von Berufsgruppen der Angestellten—

versicherung vom 80 März 1924 (BGBl I 274) das Reichs—

versicherungsamt (EVA) wiederholt angenommen habe (AN

1928, 198 N‘„ 5191 = EuM Bdo 22, 450; AN 1929, 545 Nro

5520 = EuM Bd() 25, 501)o Auch die Rechtsprechung des

BVA zur UV spreche gegen die Zuständigkeit der Beklag—
ten (AN 1950, 507 Nro 5797 = EuM Bd° 27, 588; EuM Bd°

,15, 527, Bd() 173 92)„ '
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'Da hiernach die Klägerin bereits im Mai 1951 wirksam ihren

Austritt erklärt habe, sei die Beklagte verpflichtet, die

Industriebahn mit Wirkung vom 10 Januar 1952 an in ihrem
_Betriebsverzeichnis zu löscheno Auf Grund des 5 59 der fünften

Verordnung zum Aufbau der Sozialversicherung (5„ AufbauV0)

vom 210 Dezember 1954 (BGBl I 1274) in Verbindung mit Nr" 1

des RAM—Erlasses vom 160 März 1942 sei der beigeladene GUV

mit dem 10 Januar 1952 ohne weiteres zuständiger UV—Träger

geworden„— Das LSG hat die Revision zugelasseno

Gegen das am 220 Oktober 1958 zugestellte Urteil hat die Be—

klagte am 50 Nevember 1958 Revision eingelegt und sie zugleich

begründeto Innerhalb der bis zum 220 Januar 1959 verlängerten

Frist (@ 164 Abso 1 Satz 2 SGG) sind weitere schriftsätzliche
Begründungen am 210 Jovember und 200 Dezember 1958 sowie am ”

70 und 150 Januar 1959 eingegangen° Die Revision verweist all—

gemein auf den nach Meinung der Beklagten in derartigen Aus—

einandcrsetzungen zu berücksichtigenden Grundsatz der Besitz-

standswahrung und macht im einzelnen folgendes geltend: Dem

Klagebegehren stehe'der Umstand entgegen, daß der beigeladene

GUV die mit Schreiben vom 110 Juni 1951 von der Beklagten aus—

gesprochene Ablehnung einer Betriebsüberweisung zunächst wider—

spruchslos hingenommen habeo .' * ' ' ‘ ‘f' '

Bei seiner Auslegung der Nr„ 4 des RAM—Erlasses vom 160 März

1942 verkenne das LSG den Grundsatz, daß der Primat für die
Trägerschaft in der UV nach 5 625 EVO bei den BGen liegeo

Dieser Vorrang sei aus der geschichtlichen Entwicklung der

Zuständigkeitsregelungen zu erkläreno Bis zum Erlaß des 60

ÄndG hätten die GUVe nur einen sehr beschränkten Zuständig—

keitsbereich gehabto Auch nach der Erweiterung dieses Bereichs

durch das 60 ÄndG habe weiterhin die Zuständigkeit der BGen
die Regel, die Zuständigkeit einer Gemeinde oder eines GUV

hingegen die Ausnahme gebildeto % 628 RVO sei mithin als
Ausnahmevorschrift eng auszulegen, während Abweichungen von
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dieser Vorschrift — wie hier Nr() 4 des RAM—Erlasses vom

16, März 1942 — von vornherein einer weiten Auslegung

bedürfteno Demzufolge müsse man bei der Auslegung des

Begriffs "Verkehrsunternehmen" den Sinnzusammenhang mit

,der herkömmlichen Zuständigkeit der Beklagten beachten,

nicht dagegen eine hiervon losgelöste philologische Bee

trachtungsweise anwendeno Auszugehen sei somit von den

‚Begriffsmerkmalen, die seinerzeit für den Zuständigkeite—

bereich der BGen Nr° 56, 57 (BVA—Bekanntmachung vom 1509„

1885, AN 1885, 217) maßgebend gewesen seien, Für die Zu—

ständigkeit der Beklagten sei es unerheblich, ob die
Klägerin mit eigenen Transportmitteln einen Fahrbetrieb

“auf der Industriebahnanlage unterhalteo Zu demselben

‘Ergebnisführe auchdie vomReichsgericht (RGZ4, 247;
AN 1897, 291 Nr() 2) und vom BVA vertretene Auffassung°

SChließlich sei die Zuständigkeit der Beklagten insbesorf„

re auch unter dem Gesichtspunkt einer sachgerechten Un— ‘

fallverhütung geboteno Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung der vorinstanzlichen Urteile

die Klage abzuweisen, '

hilfsweise,

das Urteil des LSG_nebst den ihm zugrunde

liegenden Feststellung aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—
dung an das LSG zurückzuverweiseno

Der Beigeladene beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Er pflichtet dem angefochtenen Urteil im Ergebnis bei

und meint insbesondere, die von der Beklagten vertretene

Ansicht, die BGenbesäßen hinsichtlich der Zuständig—
keit einen Primat gegenüber der gemeindlichen UV, treffe

nicht zu, Nro 4 des RAMPErlasses vom 160 März 1942 sei

..‘7-
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mithin als Ausnahmebestimmung eng auszulegen° Entgegen der

Ansicht des LSG habe es eines Austritts der Klägerin auf Grund

von 5 628 Abs„ 1 in Verbindung mit 5 624 Abso 5 EVOnicht be—
durft, da der Übergang der gemeindlichen Betriebe zum GUV be—

reits kraft Gesetzes erfolgt sei (Schwinger, "Gemeindeunfall—

versicherung“, 4942‚ Anmo ? zu 5 628 RVG; Bestimmungen des

RVA vom 80701942 und 701001942, AN 4942, 455 und 520)0

Die Klägerin beantragt gleichfalls Zurückweisung der Revision

und schließt sich dem Vorbringen des Beigeladenen ano

II

Die Revision ist statthaft, zulässig und begründet°

Die Vorinstanzen sind mit Recht davon ausgegangen, daß der von

der Stadt Heilbronn gegen die Ablehnung ihres Löschungsantrags

erhobene Rechtsbehelf nicht etwa wegen Überschreitung der Be—

schwerdefrist als unzulässig anzusehen ist„ Dies kommt schon

deshalb nicht in Betracht, weil das Ablehnungsschreiben der

Beklagten keine entsprechende Belehrung enthielt (vglo EuM
‘

Ed„ 57, 292, Bd° 58, 559)° Aus demselben Grunde konnte auch das
Schreiben der Beklagten an den Beigeladenen vom 41„ Juni 1954

nicht rechtskräftig werdena Keinen verfahrensrechtlichen Beden—

ken unterliegt ferner die Annahme des LSG, es handele sich um
eine zusammengefaßte Anfechtungs— und Verpflichtungsklage des

im angefochtenen Urteil näher gekennzeichneten Inhaltso' '

Gegenstand des Rechtsstreits ist die Frage; ob die Klägerin

mit Wirkung vom 40 Januar 1952 an aus der katasterrechtlichen

Zugehörigkeit zur Beklagten ausgeschieden ist„ Über die Vor—'

frage, welche katasterrechtlichen Vorschriften für die Errei—

chung dieses Ziels in Betracht kämen, bestehen drei voneinander

.

-j-—8-_l

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


abWeichende Auffassungeno Während die Beklagte und das

SG das Überweisungsverfahren (5% 666 ff EVO) für ein—
schlägig halten, der Beigeladene hingegen in Anknüpfung

an Schwinger (aaO, ferner Anmo 1 zu 5 649) einen Über—.

gang kraft Gesetzes ohne Rücksicht auf eine Austritts—„

.erklärung annimmt, hält das LSG die Vorschriften des

5 628 Abs„ 4 in Verbindung mit 5 624 Abs„ 5 RVOfür
anwendbar° Welche von diesen Auffassungen den Vörzug

verdient, brauchte nicht näher geprüft zu werden_(vglo

'BSG 16, 227, 252), da sie zu demselben Ergebnis führen()

Die Voraussetzungen eines Anspruchs auf Betriebsüberwei—

sung sind der Sache nach — entgegen der vom
SG vertre—

tenen Ansicht — nicht gegeben, da in den vom SG hervor—
gehobenen Umständen eine “unbillige Härte" nicht zu er—

blicken ist (vglo BSG 15, 282, 291), Einer Austritts—
erklärung wie auch der Annahme eines ohne weiteres kraft

‘_Gesetzes sich vollZiehenden Betriebsübergangs steht ent—

gegen, daß Nr° 4 des RAM—Erlasses vom 160 März 1942 (aaO)

die Zugehörigkeit des Industriebahnbetriebs zur Beklagten

vorschreibto Die Auslegung, die das LSG dieser wirksam

zustande gekommenen (vglo BSG 16, 252 ff) Bestimmung

hinsichtlich des darin enthaltenen Begriffs "Verkehrs—

unternehmen" gegeben hat, trifft nach Meinung des Senats

nicht zu° ‘ ‘

Dabei kann die zwischen den Beteiligten streitige Frage,

ob den BGen grundsätzlich ein Vorrang bezüglich der Zu—

ständigkeit gebühre, auf sich beruhen bleiben() Nach

.Meinung des Senats ist jedenfalls Nro 4 des angeführten

Erlasses weder einengend (aoMo Schwinger aaO Anmo 2;

Hess° LSG, Breith° 1958, 1151) noch erweiternd auszule—

gen; vielmehr kommt lediglich eine Auslegung in Betracht,}

welche dem erkennbaren Sinn und Zweck dieser Bestimmung

entspricht (vglo LSG Niedersachsen, Breith° 1961, 1100}„

Dies bedeutet, wie die Revision im Ergebnis zutreffend
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dargelegt hat, daß die Erlaßbestimmung im Zusammenhang mit den

Zuständigkeitsbereichen der betroffenen BGen gewürdigt werden

muß, da sie offensichtlich der Wahrung des Katasterbestands

dieser Versicherungsträger diento Unter Außerachtlassung diee

ses Gesichtspunkte hat das LSG eine Begriffsbestimmung für .

"Verkehrsunternehmen“ aufgestellt‚ welcher die innere Recht—

fertigung fehlt„ Die - vom LSG freilich offen gelassene — ‘‚
Annahme, es müsse sich um öffentlichen, der Allgemeinheit ‘
zugänglichen Verkehr handeln, kann sich auf die vom LSG an—
geführten RVA—Entscheidungen schon deshalb nicht stützen, weil

diese (aaO, ferner AN 1954, 254 Nro 4075 = EuM Bd„ 50, 67) als
entscheidendes Kriterium die Merkmale einer Staatsbahn oder

einer dieser gleichkommenden Eisenbahn zur Beurteilungsgrund—

lage hatten; daß Bedienstete Von Werksbahnen an sich im Ver—

kehrswesen tätig sind‚ hat das BVA in einer dieser Entschei—

dungen (AN 1929, 345 Nr() 5520 = EuM Bd„ 25, 504) sogar aus-
drücklich bejaht° '

Geht man nun von der erkennbaren Zweckbestimmung der mr„ 4 des

RAM—Erlasses aus, so erscheint es nicht angängig, die von der

Klägerin unterhaltcne Industriebehnstrecke, auf der Bedienstete

der Klägerin beim Weichcnstellen sowie bei der Reinigung und

Unterhaltung der Gleisanlage (im Unterschied zu AN 1889, 457{

Nr° 670) tätig werden, allein deshalb nicht als Verkehrsunter—

nehmen anzusehen, weil die Klägerin keine eigenen Sehiehenfahr—

zeuge besitzt und auch kein fahrendes Bahnpersonal beschäftigte

Bei der Kennzeichnung der Hauptmerkmale eines Eisenbahnbetriebs

hat es der Rechtsprechung durchaus ferngelegen, der Gleisanlage

als solcher eine geringere Bedeutung beizumessen als dem Vor—
handensein fahrbarer Transportmittel (vglo BVA, AN 1886, 182-

Nr° 492; 4904, 622 Nro 2075; EuM 45, 527‚ 5545 RG, AN 1897» 291

Nr° 2; RGZ ?, 40; s„ auch Handbuch der UV, 70 Aqu9 Bd„ 49

So 445 f mit weiteren Nachweisen)o In einem dem hier zu entschei—

denden Sachverhalt weitgehend vergleichbaren Fall hat übrigens

das BVA (AN 7886, 274 nr„ 254) zu den bei einer Zweigbahn gege—
2

bcncn versicherungsrechtlichen Verhältnissen ausgeführt9 es

; —4o—
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liege ein doppelter Betrieb vor, nämlich derjenige, den

die (Staats)Eisenbahn durch das Befahren der Gleise
durchführe und derjenige, welchen die der Bahn ange—

schlossenen Industriefirmen mit der Instandhaltung und

Bewachung der Bahn durch ihre Bahnwärter ausübteno

Wenn nun auch die Zuständigkeitsmerkmale der Beklagten

auf eisenbahntechnische Faktoren'ausgerichtet sind, wäh—

rend der Begriff des Verkehrsunternehmens mehr auf wirt—

schaftliche Gesichtspunkte abzielt, so läßt doch die an—
geführte Rechtsprechung über die Merkmale von Eisenbahn—

betrieben erkennen, daß ein so enger Begriff des Verkehr -
unternehmcns, wie ihn das LSG gebildet hat, mit der her—

kömmlichen Kennzeichnung eines wesentlichen Teils von

_
Unternehmen, die von jeher bei der Beklagten versichert

gewesen sind, nicht in Einklang zu bringen ist„ Daß aber

der RAM beabsichtigt haben könnte, mittels einer solchen

Divergenz mehr oder minder große Gruppen von Unternehmen

aus der Zuständigkeit der Beklagten herauszulösen, er—
scheint — insbesondere im Hinblick auf die Entstehungs—

zeit des Erlasses — sehr wenig wahrscheinlich° Näher
liegt vielmehr die Annahme, daß mit dem Ausdruck—"ge—

meindliche Verkehrsunternehmungen" allgemein die Betriebe

gemeint waren, die damals zur Straßen— und Kleinbahn—BG,

zur Privatbahn—BG und auch zur BG für gewerbsmäßige Fahr-

zeughaltungen gehörteno Nicht übersehen werden darf nach

Meinung des Senats schließlich auch der Umstand9 daß der

Gesetzgeber den Begriff des Verkehrsunternehmens offen—

sichtlich umfassender verstanden wissen will? als es der

vom LSG gewählten Definition entspricht; denn bei ”Um—

schlagsbetrieben" (vgl° BT-Drucksache IV/WQO @ 658 Abs„2)

kommt es zweifellos auf den Besitz des Unternehmers an
eigenen Transportfahrzeugen überhaupt nicht ano
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Hiernach ist die Beklagte auch weiterhin für den Betrieb der

Industriebahn in Kleinäulein zuständig„ Das Verlangen der

Klägerin, mit diesem Regiebetrieb im Verzeichnis der Beklagten

gelöscht zu werden, ist unberechtigt° Die Klage mußte deshalb

unter Aufhebung der vorinst&nzliohen Entscheidungen abgewiesen

werden°
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